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Amtsblatt 
 

für die Gemeinde Waldfeucht 
 

54. Jahrgang ausgegeben am 02.04.2025 Nr. 3/2025 

Hallenbad Waldfeucht-Haaren 
Öffnungs- bzw. Schließungszeiten während der Osterferien 2025 

 
 

Karfreitag,  
bis einschließlich  
Ostermontag,  

18. April 2025 
 
21. April 2025 

 
geschlossen 

 

 
An den übrigen Ferientagen gelten die üblichen Öffnungszeiten: 
 

montags  geschlossen 

dienstags, mittwochs, donnerstags und freitags 8.00 Uhr bis 21.15 Uhr 

samstags  11.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

sonntags  9.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

 
 

Von Donnerstag, 1. Mai 2025, bis Sonntag, 31. August 2025, bleibt das Hallenbad geschlossen. 

Nach der viermonatigen Schließung gelten ab Montag, 1. September 2025 wieder die normalen Öff-

nungszeiten. Auch alle Kursangebote können ab diesem Zeitpunkt wieder stattfinden. 
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Bekanntmachung 
Jagdgenossenschaftsversammlung für den Jagdbezirk Waldfeucht 

 
Am Donnerstag, 03. April 2025, findet um 19.30 Uhr in der Gaststätte „Ratsstube“, Brabanter Straße 75, 52525 
Waldfeucht, eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Waldfeucht statt, zu der alle Jagdgenossen hiermit 
eingeladen werden. 
 
Tagesordnung: 
 

1. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Billigung der Niederschrift über die Genossenschaftsversammlung 2024 
3. Vorlage der Haushaltsrechnung 2024 mit Bericht der Rechnungsprüfer 
4. Entlastung des Vorstandes und der Kassenführung 
5. Beschluss über den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus der Jagdnutzung 
6. Beschluss über den Haushaltsplan 2025 
7. Wahl der Rechnungsprüfer/innen und deren Stellvertreter/innen 
8. Wahl eines/r stellv. Schriftführers/in 
9. Verschiedenes 

 
Waldfeucht, den 12. März 2025 
H. Goertz 
-Stellv. Jagdvorsteher- 
 
 

 

Bekanntmachung 
Jagdgenossenschaftsversammlung für den Jagdbezirk Braunsrath 

 
Am Donnerstag, 10. April 2025, findet um 19.30 Uhr in der Gaststätte „Zum Savo“ (ehem. Zur Post), Brauns-
rath, Am Kirchplatz 1, 52525 Waldfeucht, eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Braunsrath statt, zu der 
alle Jagdgenossen hiermit eingeladen werden. 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Billigung der Niederschrift über die Genossenschaftsversammlung 2024 
3. Vorlage der Haushaltsrechnung 2024 mit Bericht der Rechnungsprüfer 
4. Entlastung des Vorstandes und der Kassenführung 
5. Beschluss über den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus der Jagdnutzung 
6. Beschluss über den Haushaltsplan 2025 
7. Wahl der Rechnungsprüfer/innen und deren Stellvertreter/innen 
8. Wahl eines/r stellv. Schriftführers/in 
9. Verlängerung des Jagdpachtvertrages 
10. Verschiedenes 

 
Waldfeucht, den 13. März 2025 
F. Sentis 
-Jagdvorsteher- 
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Hundehaltung in der Gemeinde Waldfeucht 

Aus gegebenem Anlass informiert die Gemeinde Waldfeucht die Bürger/innen, was bei der Hundehaltung zu beachten 
ist: Grundsätzlich müssen alle Hunde lt. Hundesteuersatzung der Gemeinde Waldfeucht steuerlich angemeldet werden. 
Siehe Hundesteuersatzung unter: https://service.waldfeucht.de (Suche: Hunde). Weitere Auskünfte hierzu erteilen  
Frau Storms, Tel.: 02455-399-144 und Herr Beiten, Tel.: 02455-399-140. 
Nach dem Landeshundegesetz NRW sind alle Hunde, völlig gleich welcher Rasse, Größe und Gewicht, so zu halten, zu führen 
und zu beaufsichtigen, dass von ihnen keine Gefahr für Leben oder Gesundheit von Menschen oder Tieren ausgeht. 
Je nach Kategorie gibt es gemäß LHundG NRW verschiedene Bedingungen für die Hundehaltung: 
Kategorie Große Hunde Hunde bestimmter Rassen (§ 10 LHundG) Gefährliche Hunde (§ 3 LHundG) 

  Widerristhöhe von  
mindestens 40 cm 

und/oder 

 Körpergewicht von  
mindestens 20 kg 
 

 Alano 

 American Bulldog 

 Bullmastiff & Mastiff 

 Mastino Espanol & Mastino Napoletano 

 Fila Brasileiro 

 Dogo Argentino 

 Rottweiler 

 Tosa Inu 

 Old English Bulldog*  

 Kreuzungen mit anderen Rassen 

 Pittbull Terrier 

 American Staffordshire Terrier 

 Staffordshire Bullterrier 

 Bullterrier 

 Old English Bulldog*  

 Kreuzungen mit anderen Rassen 

 Hunde deren Gefährlichkeit im Einzelfall 
festgestellt wurde 

* Einstufung je nach Hervortreten des   
   jeweiligen Phänotyps, ggf. auch nur 
   großer Hund  

Anzeige-/  
Erlaubnispflicht 

Anzeigepflicht  

 bei der örtl. Ordnungsbe-
hörde 

Erlaubnispflicht  

 durch die örtl. Ordnungsbehörde 

 Halter muss mind. 18 Jahre sein 
 

Erlaubnispflicht 

 durch die örtl. Ordnungsbehörde 

 Halter muss mind. 18 Jahre sein 

 besonderes privates bzw. öffentliches 
Interesse ist erforderlich 

Sachkunde-
nachweis 

 Sachkundebescheinigung 
eines Tierarztes oder aner-
kannten Sachverständigen 

 als sachkundig gelten  
Tierärzte, Jäger, Polizeihun-
deführer oder Erlaubnisinha-
ber nach dem Tierschutzge-
setz 

 durch amtl. Tierarzt oder durch aner-
kannten Sachverständigen 

 als sachkundig gelten Tierärzte, Jäger, 
Polizeihundeführer oder Erlaubnisinha-
ber nach dem Tierschutzgesetz 

 erforderlich für Halter und Aufsichtsper-
son (Führer) 

 durch amtl. Tierarzt  

 als sachkundig gelten  
Tierärzte, Jäger, Polizeihundeführer oder 
Erlaubnisinhaber nach dem Tierschutz-
gesetz 

 erforderlich für Halter und Aufsichtsper-
son (Führer) 

Führungszeug-
nis 

 nicht erforderlich  erforderlich für Halter   erforderlich für Halter  

Mikrochip  erforderlich  erforderlich  erforderlich 

Haftpflichtver-
sicherung 

 Mindestversicherungssum-
men: 
500.000€ für Personenschä-
den 
250.000€ für sonstige Schä-
den 

 Hundehalter muss grund-
sätzlich Versicherungsneh-
mer sein 

 Mindestversicherungssummen: 
500.000€ für Personenschäden 
250.000€ für sonstige Schäden 

 Hundehalter muss grundsätzlich Versi-
cherungsnehmer sein 

 Rasseeintrag in Versicherung 

 Mindestversicherungssummen: 
500.000€ für Personenschäden 
250.000€ für sonstige Schäden 

 Hundehalter muss grundsätzlich Versi-
cherungsnehmer sein 

 Rasseeintrag in Versicherung 

Leinenzwang  Ja, außerhalb des befriede-
ten Besitztums und inner-
halb im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile  

 Ja, außerhalb des befriedeten Besitz-
tums auch in den Außenbereichen. Be-
freiung für den Außenbereich nach Ver-
haltenstest möglich 

 Ja, außerhalb des befriedeten Besitz-
tums auch in den Außenbereichen. Be-
freiung für den Außenbereich nach Ver-
haltenstest möglich. Diese Befreiung gilt 
nicht für im Einzelfall festgestellt gefährli-
che Hunde. 

Maulkorb-
pflicht 

 Nein  Ja, Befreiung nach Verhaltenstest mög-
lich 

 Ja, Befreiung nach Verhaltenstest mög-
lich (nicht für im Einzelfall festgestellt ge-
fährliche Hunde) 

sonstiges  die Anzeige ist gebühren-
pflichtig (25€) 

 die Erlaubnis ist gebührenpflichtig (70-
100€) 

 Sicherstellung der ausbruchssicheren 
und verhaltensgerechten Unterbringung 

 andere Aufsichtsperson (Führer) als der 
Halter muss volljährig, sachkundig und 
zuverlässig sowie körperlich in der Lage 
sein den Hund zu führen 

 Halter / Aufsichtsperson darf nur 1 Hund 
an der Leine führen 

 die Erlaubnis ist gebührenpflichtig (70-
100€) 

 Sicherstellung der ausbruchssicheren 
und verhaltensgerechten Unterbringung 

 andere Aufsichtsperson (Führer) als der 
Halter muss volljährig, sachkundig und 
zuverlässig sowie körperlich in der Lage 
sein den Hund zu führen 

 Halter / Aufsichtsperson darf nur 1 Hund 
an der Leine führen 

Für alle Hunde gilt: 
 In Fußgängerzonen, Haupteinkaufsbereichen und anderen innerörtlichen Bereichen, Straßen und Plätzen mit vergleichbarem Publikums-

verkehr herrscht Anleinpflicht.  
 Die „Vierbeiner“ müssen in der der Allgemeinheit zugänglichen, umfriedeten Park-, Garten- und Grünanlagen einschl. Kinderspielplätzen 

mit Ausnahme besonders ausgewiesener Hundeauslaufbereiche angeleint werden. 
 In öffentlichen Gebäuden, Schulen und Kindergärten müssen Hunde immer an der Leine geführt werden. 
 Bei öffentlichen Versammlungen, Aufzügen, Volksfesten und sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansammlungen müssen Hunde 

immer an der Leine geführt werden. 
Für große Hunde (mit einer Widerristhöhe von mehr als 40 cm und/oder einem Gewicht von mehr als 20 kg) gilt zusätzlich: 

 Sie sind außerhalb eines befriedeten Besitztums innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile auf öffentlichen Straßen, Wegen und 
Plätzen angeleint zu führen. 

Für gefährliche Hunde und Hunde bestimmter Rassen gilt eine allgemeine Maulkorb- und Leinenpflicht. 
Für Rückfragen steht Ihnen Frau von Birgelen unter Tel.: 02455-399-134 oder E-Mail: meldeamt@waldfeucht.de zur Verfügung. 

https://service.waldfeucht.de/
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Bekanntmachung 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 

Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und 
der Vertretung der Gemeinde Waldfeucht 

am 14. September 2025 
sowie einer ggf. erforderlichen Stichwahl am 28. September 2025 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 13. Februar 2025 (GV. NRW. S. 256) – SGV. NRW. 1112 – fordere ich zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde Waldfeucht, 
Lambertusstraße 13, Zimmer: 3b, 52525 Waldfeucht während der Öffnungszeiten: montags bis freitags von 08:00 
-12:00 Uhr und mittwochs nachmittags von 13:30 – 17:30 Uhr kostenlos abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b und 46 d Abs. 1 bis 5 des Kommunalwahlgesetzes – 
KWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), – SGV. NRW. 1112 – und der 
§§ 25 und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Der Wahlausschuss der Gemeinde Waldfeucht hat am 05. Dezember 2024 das Gebiet der Gemeinde Waldfeucht 
in 15 Wahlbezirke eingeteilt. Die Einteilung wurde am 27. Dezember 2024 im Amtsblatt Nr. 7/2024 öffentlich bekannt 
gemacht. Sie kann beim Wahlamt eingesehen werden.  
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von 

mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlbe-
rechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht wer-
den. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt wer-

den, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine 
derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen 
in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/Unionsbürgerinnen), die 
in Deutschland bzw. im Wahlgebiet wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen sind in gehei-
mer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen auf 
der Reserveliste und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatzbewer-
berin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusam-
mentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung ist vorschlagsberechtigt. 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 

 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen sind frühestens ab 
dem 1. August 2024, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Be-
kanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke, zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss einer 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu 
wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
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Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des Be-
werbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen.  
 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmte Teilnehmer/Teil-
nehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Be-
werbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/Bewerberinnen 
für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen 
und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht un-

unterbrochen in der zu wählenden Vertretung der zuständigen Gemeinde, in der Vertretung des zuständigen 
Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie 
einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung sowie ein Programm hat und dass die Namen der Vorstandsmit-
glieder, die Satzung und das Programm auf geeignete Weise veröffentlicht sind; dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen gem. § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 4 des 
Parteiengesetzes bis zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  
 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahl-
leiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der 
ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht wer-
den können, hat das Ministerium des Innern am 18.02.2025 öffentlich bekannt gemacht (MBl. NRW. S. 333). 

 
Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes (WählGTranspG) - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25.03.2022 (GV. NRW. S. 412) - zur Rechenschaftslegung verpflichtet sind, 
haben dem Wahlvorschlag nach § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die Bescheinigung beizufügen, die ihnen 
der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 WählGTranspG über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte 
über die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. 
Soweit die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 WählGTranspG zum Zeitpunkt 
der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte abgeschlossene Rechnungs-
jahr die Vorlage einer Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ausreichend, aus der sich ergibt, ob und in 
welcher Gesamthöhe die Wählergruppe in den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat; 
Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG sind hierbei anzugeben. 
Wählergruppen, die nicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 WählGTranspG verpflichtet sind, haben 
dem Wahlvorschlag eine Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG beizufügen, aus der sich ergibt, ob und in 
welcher Gesamthöhe sie in den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten haben; Zuwendun-
gen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG sind hierbei anzugeben. 
Die Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung 
zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 27 zur KWahlO 
eingereicht werden. 
Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine Zuwen-
dung, die die Bedingungen des § 2 Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG erfüllt, sind diese dem Wahlleiter nach § 
15a Absatz 3 KWahlG unter Angabe des Namens und der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der 
Zuwendung unverzüglich mitzuteilen. Die Erklärung ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der 
Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 28 
zur KWahlO eingereicht werden. 
Dies gilt auch für Einzelbewerber/Einzelbewerberinnen mit der Maßgabe, dass sich die Mitteilungspflicht auf 
Angaben über Zuwendungen beschränkt, die der Einzelbewerber/die Einzelbewerberin zum Zwecke seiner 
Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat.  
Reicht eine Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brauchen diese Nachweise nur ein-
mal eingebracht zu werden. 
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2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Parteien und Wähler-

gruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin entweder in einer 
gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wäh-
len. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber 
wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der Anlage 11d 
zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
– Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 

andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 
– Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Ad-

resse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei mehreren Vornamen 
kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einrei-

chung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen von den für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeich-
net sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 

90 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister 
als Bewerber vorgeschlagen wird (§ 46 d Abs. 1 Satz 3 KWahlG). Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 
Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 90 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften 

auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 
– Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind die 

Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familiennamen, die Vornamen und Wohnort des/der vor-
zuschlagenden Bewerbers/Bewerberin, und die Kontaktdaten anzugeben, die in die Datenschutzhinweise 
auf der Rückseite der Anlage 14c unter Nr. 3 aufzunehmen sind; Parteien und Wählergruppen haben ferner 
die Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach § 17 
KWahlG zu bestätigen. Der Wahlleiter hat die Angaben des Wahlvorschlagsträgers im Kopf der Formblätter 
zu vermerken.  

– Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und zur 
Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sol-
len vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. Es soll 
eine Mailanschrift und Telefonnummer (sofern vorhanden) aufgeführt werden. 

– Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 
seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlbezirk wahl-
berechtigt ist. 

– Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand meh-
rere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen un-
gültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste 
bleibt unberührt. 

– Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden; vorher geleistete Unterschriften sind ungül-
tig. 
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2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

– Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO. 
Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum Bürgermeis-
ter/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustim-
mungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gül-
tigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO. 
– Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver-

sammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c 
zur KWahlO). 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht wenden. 

Er muss enthalten: 
– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 

Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort gekennzeichnet 
werden; 

– Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Ad-
resse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und Arbeit-
nehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei mehreren Vornamen 
kann eine Angabe erfolgen, unter welchen Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einrei-

chung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst 
leisten. 

 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von mindestens 5 

Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahl-
berechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlbe-
rechtigung des Unterzeichners/der Unterzeichnerin bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht wer-
den. 

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks 

unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO 
zu erbringen. 

 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner/die Unterzeichnerin im Wahlbezirk wahl-
berechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
 

3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
– Die Erklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO, dass er sei-

ner/ihrer Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlvorschlag in einem Wahlbezirk des Wahlgebie-
tes seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber/Bewerberin gegeben hat. Die ordnungsgemäße Ab-
gabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe 
eines gültigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO. 
– Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver-

sammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen, im Falle eines 
Einspruchs nach § 17 Absatz 6 des Gesetzes auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, 
mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf 
es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem anderen 
Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 9a gefertigt, 
die Versicherung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10 a abgegeben werden (siehe auch Nr. 1.2 
Abs. 8 bis 10 dieser Bekanntmachung). 

– Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheini-
gung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 13 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b 
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oder d des Gesetzes auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für 
erforderlich hält. 

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder Wähler-

gruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein. 

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss enthalten: 

– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht;  
– Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse und Telefon 

sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Ar-
beitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

Die Reserveliste soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihen-
folge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer 
Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein soll. 

 
4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen im Wahl-

bezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
– den Familiennamen und die Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
– den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu ersetzende 

Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 
 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 8 

Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
4.5 Muss die Reserveliste außerdem von mindestens 8 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-

schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforde-
rung der Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. 
Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend.  
 

4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt 
ist. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Gemeinde Wald-
feucht sind spätestens bis zum 7. Juli 2025, 18.00 Uhr (69. Tag vor der Wahl; Ausschlussfrist), beim Wahlleiter 
der Gemeinde Waldfeucht, Lambertusstraße 13, Zimmer: 3 b, 52525 Waldfeucht, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 
 
Waldfeucht, den 25. März 2025 
Gemeinde Waldfeucht 
Der Wahlleiter 
Schrammen 
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